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Pöttering fordert Fahrplan 
für Verfassungsdebatte 

„Ohne Europa wird es keine Antwort auf die großen 
Herausforderungen, denen wir heute gegenüber- 
stehen, geben", erklärte der Vorsitzende der EVP- 
ED-Fraktion gegenüber dem amtierenden Ratsvor- 
sitzenden Wolfgang Schüssel im Plenum des Eu- 
ropäischen Parlaments. Dabei können nicht eini- 
ge Regierungen die Richtung vorgeben, sondern 
die gemeinsame politische Position müsse im 
Rahmen der Gemeinschaftsinstitutionen definiert 
werden. Im Rahmen der Verfassungsdebatte for- 
derte Pöttering die österreichische Ratspräsident- 
schaft auf, einen Fahrplan für den weiteren Fort- 
gang der Debatte zu erarbeiten. 
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EU-HAUSHALT 

MARKUS   FERBER: 

Ausreichend Geld vorhanden 
EU-STAATS- UND REGIERUNGSCHEFS HABEN SICH AUF 

FINANZRAHMEN  FüR  DIE EU  GEEINIGT 

Markus Ferber MdEP 

Die Staats-und Regie- 
rungschefs der Euro- 

päischen  Union  haben 
sich bei ihrem Brüsseler 
Gipfeltreffen im Dezem- 
ber auf einen Finanzrah- 
men für die EU für die 
nächsten sieben Jahre 
geeinigt.  Damit ist die 
Handlungsfähigkeit  der 
EU auch bis ins nächste 
Jahrzehnt sichergestellt. 
Gleichzeitig   haben   die 
Staats- und Regierungs- 
chefs sich verpflichtet, mit dem Euro- 
päischen Parlament eine Vereinbarung 
überdie Details der Finanziellen Voraus- 
schau zu schließen. 

Im Europäischen Parlament ist un- 
mittelbar nach der Einigungder Ruf nach 
zusätzlichen Mitteln lautgeworden. Das 
verwundert auf den ersten Blick nicht, 
hatte sich das Parlament doch stets 
mehr Mittel für die europäischen För- 
derprogramme gewünscht. Auch der 
Vorschlag der luxemburgischen Regie- 
rung, der im Juni letzten Jahres am Nein 
der Briten, Schweden und Niederländer 
gescheitert war, hatte pro Jahr zusätzli- 
che Ausgaben von rund 3 Milliarden Eu- 
ro für den Haushalt der EU vorgesehen. 

Dennoch muss festgehalten wer- 
den: Die EU verfügt auch mit dem Kom- 
promiss vom Dezember über ausrei- 
chend Mittel, um die anstehenden Auf- 

gaben erfüllen zu kön- 
nen. Deswegen sollte 
es bei den Verhandlun- 
gen zwischen Rat und 
Parlament jetzt nicht 
darum gehen, zusätzli- 
che Mittel auszuhan- 
deln. Vielmehr besteht 
die Aufgabe darin, intel- 
ligente Verfahren zu ent- 
wickeln, wie die EU flexi- 
bel reagieren kann, um 
zum Beispiel in Krisen- 
situationen oder bei Na- 

turkatastrophen rasch neue Finanzmit- 
tel bereitstellen zu können. 

Zum zweiten sollte sich das Europäi- 
sche Parlament mit dem Rat über ein 
neues Verfahren bei der Aufstellung des 
EU-Haushalts einigen. Grundlage könn- 
te das Verfahren sein, das im geschei- 
terten EU-Verfassungsvertrag vorgese- 
hen war. Ein solcher Schritt würde die 
Haushaltsrechte des Europäischen Par- 
laments weiter stärken und somit einen 
Beitrag zur Verringerung des Demokra- 
tiedefizits leisten. Hier könnte das Par- 
lament mehr erreichen als sich auf ein 
paar zusätzliche Millionen in dem einen 
oder anderen Programm zu stürzen. 

Und schließlich haben die Staats-und 
Regierungschefs bei ihrem Beschluss 
selbst eingesehen, dass das Gefei Ische 
um die Finanzen, das eher einem orien- 
talischen Bazar als seriösen Verhand- 
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MESSGERäTERICHTLINIE 

iungen gleichkam, so in Zukunft nicht 
mehr weitergehen kann. 

Deshalb wurde im Finanzbeschluss 
vom Dezember festgelegt, dass späte- 
stens im Jahr 2009 Vorschläge zur Än- 
derung der Finanzierungsgrundlage der 
Europäischen Union auf den Tisch kom- 
men sollen. Dabei geht es sowohl um 
die Einnahmen- als auch um die Aus- 
gabenseite. Hier liegen sicherlich die 
größten Chancen des Europäischen Par- 
laments, in der Frage der Finanzierung 
der EU gleichberechtigter Verhandlungs- 
partner mit dem Rat zu werden. 

Damit könnte das Europäische Par- 
lament einen Beitrag leisten zu einer 
Entwicklung, die sich immer mehr als ei- 
ne der wichtigsten Zukunftsentschei- 
dungen der EU herauskristallisiert: die 
Frage nach einereigenen, langfristigan- 
gelegten und tragbaren Finanzierungs- 
quelle für die Europäische Union. Dies 
würde für die Entwicklung Europas ei- 

nen Quantensprung bedeuten. Des- 
halb sollte in der Vereinbarung zwi- 
schen Rat und Parlament festgeschrie- 
ben werden, dass das Europäische Par- 
lament bei der Diskussion und Be- 
schlussfassung für ein neues System 
der so genannten Eigenmittel der EU 
voll eingebunden ist und mit dem Rat 
gemeinsam entscheidet. 

Eines ist klar: Das Europäische Par- 
lament kann jetzt schnelle und kurzfris- 
tige Erfolge erreichen, indem es sich für 
zusätzliche Mittel in bestimmten Politik- 
bereichen einsetzt. Oder das EP kann 
dauerhaft dafür sorgen, den europäi- 
sche Haushalt, seine Aufstellung und 
die Festlegung der Einnahmequellen zu 
demokratisieren. Langfristig ist nur die 
zweite Alternative der richtige Weg. 

Markus Ferber (CSU) ist Vorsitzender 
der CSU-Europagruppe und Co-Vorsitz- 
ender der CDU/CSU-Gruppe im Euro- 
päischen Parlament. 

WERNER  LANGEN: 

Toleranzgrenzen bei EU-Messgeräte- 
richtlinie bleiben gleich 

EU ERLAUBT KEINE „ABZOCKE" AN DER ZAPFSäULE 

ie neue EU-Messgeräterichtli- 
b^nie, die bereits im April 2004 in 

Kraftgetreten ist und die in Deutschland 
bis Oktober 2006 umgesetzt werden 
muss, hat zu keiner Änderung der Feh- 
lergrenzen bei Zapfsäulengeführt." Dar- 
auf hat der CDU-Europaabgeordnete 
Werner Langen hingewiesen. „Die Me- 
dienberichte, wonach die deutschen 
Verbraucher an Tankstellen künftig we- 

gen der EU-Messgeräterichtlinie größe- 
re Fehlergrenzen hinnehmen und damit 
mehr bezahlen müssten, sind falsch!" 

Bereits in der seit 1971 geltenden 
EU-Regelung war die Toleranzgrenze für 
Kraftstoffzapfanlagen bei 0,5 Prozent 
festgelegt. Damit gilt eine Tankanlage 
als korrekt, wenn sie nicht mehr als 0,5 
Prozent mehr oder weniger angibt. Bei 
Zapfanlagen für Kraftstoffe (außer Flüs- 
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Werner Langen MdEP 

siggas) wird eine Fehler- 
grenze für die Anzeige 
von 0,5 Prozent für Füll- 
mengen von mindestens 
zwei Liter toleriert. 

Langen: „Die EU er- 
laubt weder eine „Ben- 
zinabzocke" noch ist die 
Bezeichnung „Schlamp- 
Richtlinie" angemessen." 
Da der Grenzwert von 0,5 
Prozent im Rahmen der 
Revision der bestehen- 
den EU-Regelungen nicht 
verändert worden sei, seien entspre- 
chende Vorwürfe „aus der Luft gegrif- 
fen". Ziel der Messgeräterichtlinie von 
2004 sei die Vereinfachung für Nutzer, 
Hersteller und Vollzugsbehörden der 
Mitgliedstaaten. Künftig könne bei eich- 
pflichtigen Geräten teilweise auf ein 
nachträgliches Eichen verzichtet wer- 
den. Aufgrund der steigenden Genauig- 
keit der Messgerätetechnik und der 
Möglichkeit, auf einfachere und kosten- 
günstigere Maßnahmen zurückzugrei- 
fen oder ganz darauf zu verzichten, wür- 
den erhebliche Strukturänderungen bei 
den Eichbehörden anstehen. Es bleibe 
jedoch dabei, dass Geräte künftig stich- 
probenartig geprüft oder Eigenkontrol- 
len ermöglicht werden, um die notwen- 
dige Messsicherheit zu gewährleisten. 

Langen zeigte sich empört darüber, 
mit welchen Methoden Falschmeldun- 
gen verbreitet würden, um vorgesehe- 
ne Veränderungen bei Ersteichung, 
Kontrolldichte und Kontrollaufwand zu 
verhindern. Auch die neue Messgeräte- 
richtlinie und die von der Bundesre- 
publik Deutschland geforderte Umset- 
zung bis Oktober 2006 würde nichts 
daran ändern. Tatsächlich betrage die 

Verkehrstoleranz, also 
die tatsächliche Abwei- 
chung, in den vergange- 
nen Jahren nur 0,2 Pro- 
zent. Dies werde sich 
entgegen Behauptungen 
der Eichbehörden nicht 
ändern, auch wenn künf- 
tig weniger Kontrollen 
stattfinden würden. Wie 
die so genannte „Einsei- 
tigkeitsregelung" in der 
deutschen Verordnung 
ausgeglichen werden 

könne, sei nicht entschieden. 
Die Bundesregierung sei nunmehr 

gefordert, eine Umsetzung vorzuberei- 
ten, die zwischen beiden Sachverhalten 
scharf trenne: der notwendigen Umset- 
zung der EU-Messgeräterichtlinie auf 
der einen Seite und der Eichordnung auf 
der anderen Seite. 

Dabei will das zuständige Bundesmi- 
nisterium die bisher übliche Verdopp- 
lung der deutschen Werte abschaffen 
und als maximale Grenze nach oben und 
unten 0,5% bei Zapfsäulen festlegen. Ei- 
ne Verdopplung der tatsächlichen Feh- 
lertoleranz-auf 1% wie behaupte-wird 
also verhindert. 

Das ARD-Magazin „Kontraste" hatte 
behauptet, dass nach dem Wegfall der 
Einseitigkeitsbedingungen „Zapfanla- 
gen biszu 1 Literungenau sein [dürften], 
das sind 0,8Liter mehr als heute." Die- 
se Schlussfolgerung ist falsch. 

Der Vorwurf von „Kontraste", „die 
Bundesregierung plane einen heimli- 
chen Griff in die Taschen von Millionen 
Heizöl- und Kraftstoffkunden", sei un- 
berechtigt und entbehre jeder Grundla- 
ge, da bisher noch kein deutscher Ge- 
setzentwurfvorliegt. 
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REGIONALFöRDERUNG 

ROLF   BEREND: 

Fortsetzung staatlichen Beihilfen für 
benachteiligte Regionen bis 2013 

KEINE  EU-FöRDERUNG VON  BETRIEBSVERLAGERUNGEN 

Rolf Berend MdEP 

as Europäische Par- 
lament hat sich in ei- 

nem Initiativbericht klar 
für die Fortsetzung staat- 
licher Beihilfen für be- 
nachteiligte Regionen bis 
2013 ausgesprochen. 

Die    Unterstützung 
von Unternehmen durch 
staatliche Beihilfen istei- 
ner der Faktoren, der die 
Entscheidung von Unter- 
nehmen zur Investition in 
einem   bestimmten   Ge- 
biet beeinflusst und somit zum Wirt- 
schaftswachstum  und zur Schaffung 
von Arbeitsplätzen in dem Gebiet bei- 
trägt. 

Grundsätzlich sind nach EG-Vertrag 
Artikel 87-89 staatliche Beihilfen nicht 
erlaubt, sofern sie sich nachteilig auf 
den Binnenmarkt auswirken, da sie zur 
Verzerrung des Wettbewerbs führen 
können. Bestimmte staatliche Beihil- 
fen für spezielle Zwecke sind jedoch 
von diesem Grundsatz ausgenommen, 
etwa solche zur Förderung der wirt- 
schaftlichen Entwicklung benachteilig- 
ter Regionen in Europa. 

Staatliche Direktbeihilfen in ihrer 
Schlüsselfunktion als Instrument der 
regionalen Entwicklung sind ein wichti- 
ges Mittel zur Erreichung des vorrangi- 
gen Kohäsionsziels, so meine Argu- 

mentation als Schatten- 
berichterstatter für die 
EVP-ED Fraktion, dem 
sich auch das Parla- 
ment mehrheitlich an- 
schloss. 

Die beihilferechtli- 
chen Spielräume, wie 
sie sich aus Artikel 87 
Absatz 3 Buchstabe a 
EGV in Verbindung mit 
den Leitlinien für Regio- 
nalbeihilfen ergeben, 
haben es den betroffe- 

nen Regionen in der Vergangenheit er- 
möglicht, den Aufholprozess durch die 
Ansiedlung von Unternehmen aktiv zu 
gestalten. Bei einem Verlust dieser För- 
dermöglichkeit gemäß Art. 87 (3) a wä- 
re der Konvergenzprozess dieser Re- 
gionen auf Grund des fehlenden Wett- 
bewerbsvorteils gegenüber Regionen 
ohne Entwicklungsrückstand auf der 
einen und Förderhöchstgebieten in den 
neuen Mitgliedstaaten auf deranderen 
Seite gefährdet. Dies gilt besonders für 
Regionen mit einer Außengrenze zu 
den neuen Mitgliedstaaten. 

Regionen, die dem statistischen Ef- 
fekt unterliegen, werden auch weiter- 
hin unter Art. 87 (3) a fallen und ge- 
nauso behandelt wie die Regionen, die 
aufgrund ihres Entwicklungsrück- 
stands unter das Konvergenzziel fal- 

UNION IN EUROPA 1/2006 • 5 



REGIONALFöRDERUNG 

len. Eine Revision zur Halbzeit des Pla- 
nungszeitraumes 2007 bis 2013 ent- 
fällt. 

Neu ist, dass zusätzliche Indikato- 
ren, wie z.B. die Arbeitslosenquote zur 
Einstufung der förderfähigen Gebiete 
herangezogen werden. Wichtig hierbei 
ist jedoch, dass Indikatoren gewählt 
werden, die die Abweichungen der re- 
gionalen Entwicklung in ihren verschie- 
denen Erscheinungsformen dynamisch 
darstellen, damit die Mitgliedstaaten 
besser das relative Wohlstandsniveau 
der Regionen und somit ihre Förder- 
fähigkeit messen können. 

Des Weiteren betont der Bericht die 
Wichtigkeit des wirtschaftlichen und 
sozialen Zusammenhalts in der EU. 
„Ländlichen Gebieten, vom Struktur- 

wandel betroffenen Gebieten, städti- 
schen Gebieten mit rückläufiger Ent- 
wicklung sowie Regionen, die unter 
schweren und dauerhaften natürlichen 
oder demografischen Benachteiligun- 
gen leiden, soll besondere Aufmerk- 
samkeit geschenkt werden. 

Mit Blick auf Betriebsverlagerungen 
macht das Parlament unmissverständ- 
lich deutlich, dass eine diesbezügliche 
EU-Förderung keinen Nutzen auf euro- 
päischer Ebene bringt und deshalb vor 
diesem Hintergrund keine finanziellen 
Mittel zur Verfügung gestellt werden 
sollen. 

Rolf Berend (CDU Thüringen) ist 
stellv. KoordinatorderEVP-ED-Fraktion 
im Ausschuss für Regionale Entwicklung 
des Europäischen Parlaments. 

Österreichische Ratspräsidentschaft muss Grundstein 
für Reformen legen 

Anlässlich der Präsentation des Arbeitsprogramms der österreichischen Rats- 
präsidentschaft betonten die Vorsitzenden der CDU/CSU-Gruppe im Europäi- 
schen Parlament (EP), Hartmut Nassauer (CDU) und Markus Ferber(CSU), das 
EP sei bei den Verhandlungen um die Finanzielle Vorausschau der EU 2007 
bis 2013 gesprächsbereit. Die beiden Vorsitzenden forderten, die Europäi- 
sche Union dürfe den Blick auf ihre Handlungsfähigkeit nicht verlieren. „Wir 
wollen eine Europäische Union, die über die Mittel und Strukturen verfügt, um 
ihren Aufgaben gerecht zu werden". Das EP wolle bei den Verhandlungen um 
den künftigen Finanzrahmen der EU eine konstruktive Rolle spielen. Auch bei 
der Frage des europäischen Verfassungsvertrages könne das EP wichtige Im- 
pulse liefern. 

s 
Nassauer und Ferber forderten, die Verhandlungen um die EU-Finanzen, wie 
auch die Debatte um den europäischen Verfassungsvertrag, müssten unter 
dem Stichwort „Handlungsfähigkeit" geführt werden. Bei der Frage des Ver- 
fassungsvertrages sei es wichtig, im Laufe des Jahres 2006, spätestens aber 
unter der deutschen Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 2007, erste Ant- 
worten für die künftigen Entscheidungsstrukturen der Europäischen Union zu 
finden. 
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Aus    DER    EVP- ED - FRAKTI0N 

kurz & bündig 
AKTUELLES AUS  DER  EVP-E D - FR A KTION 

Hans-Gert Pöttering begrüßt Entschei- 
dung zu mehr Transparenz im Rat 
Als positives Signal für mehr Trans- 

parenz und Demokratie in der Europäi- 
schen Union hat der Vorsitzende der 
EVP-ED-Fraktion im Europäischen Parla- 
ment, Hans-Gert Pöttering (CDU), die 
Entscheidung des Rates begrüßt, künf- 
tig Debatten und Abstimmungen über 
Gesetzgebungsvorschläge im Rahmen 
des Mitentscheidungsverfahrens mit 
größerer Öffentlichkeit zu führen. 

Diese Entscheidung entspreche ei- 
ner seit langem erhobenen Forderung 
der EVP-ED-Fraktion, dieses Elementder 
Verfassung unverzüglich umzusetzen. 
Zuletzt hatten die Fraktionsvorsitzenden 
im Europäischen Parlament in einem ge- 
meinsamen Schreiben Ende November 
2005 den britischen Ratsvorsitz aufge- 
fordert, für mehr Transparenz im Ge- 
setzgebungsverfahren zu sorgen. 

„Es ist ein positives Signal an die 
europäischen Bürgerinnen und Bürger, 
dass der Rat dieser Aufforderung 
nachgekommen ist", erklärte Pötte- 
ring. Demnach sollen zukünftig Ent- 
scheidungen zur Gesetzgebung nach 
dem Mitentscheidungsverfahren so- 
wie die Debatten zu Beginn und zum Ab- 
schluss der entsprechenden Gesetz- 
gebungsverfahren öffentlich sein. Pöt- 
tering sagte, dies sei ein guter Schritt 
zu mehrTransparenz im Rat. Diese soll- 
te allerdings nicht auf die Gesetzge- 
bung  im   Mitentscheidungsverfahren 

beschränkt bleiben. 

Bilanz der britischen Ratspräsident- 
schaft 
Der britische Premierminister Tony 

Blair kam Ende Dezember zu einer Son- 
dersitzung in das Europäische Parla- 
ment, um Bilanz zu ziehen über die bri- 
tische Ratspräsidentschaft der EU. Der 
Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion, Hans- 
Gert Pöttering, sprach Blair seinen 
Dank und seine Anerkennung aus. In 
der gemeinsamen Aussprache wies 
Pöttering darauf hin, dass die auf dem 
EU-Gipfel Mitte Dezember erzielten 
Ergebnisse insbesondere im Hinblick 
auf die Finanzielle Vorausschau vom 
Europäischen Parlament noch gebilligt 
werden müssen. „Der Rat hat bis jetzt 
nur eine Einigung über seine Verhand- 
lungsposition zur Finanziellen Voraus- 
schau erzielt. Darüber muss nun ver- 
handelt werden. Das Europäische Par- 
lament ist bereit zu diesen Verhandlun- 
gen" , erklärte Pöttering. Es komme ent- 
scheidend darauf an, mit der österrei- 
chischen Präsidentschaft auf gleichbe- 
rechtigter Basis konstruktive Ergebnis- 
se bei der Finanzperspektive zu erzie- 
len. Dabei gehe es ausdrücklich nicht 
nur um Zahlen, sondern auch um die 
richtigen inhaltlichen Prioritäten und 
Reformen bei der Ausgabenstruktur. 
Pöttering: „Der Rat handelt hier nicht al- 
lein. Das Europäische Parlament wird 
ihn deshalb beim Wort nehmen, um für 
eine faire und gute Ausgaben- und Ein- 
nahmenstruktur in einer erweiterten 
Europäischen Union zu sorgen. Die de- 
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mokratische Kontrolle einer ordnungs- 
gemäßen und verantwortungsvollen 
EU-Finanzpolitik muss in allen Berei- 
chen gewährleistet sein, einschließlich 
der europäischen Mittel, die die Mit- 
gliedstaaten ausgeben". Nach Großbri- 
tannien übernimmt Österreich bis Ende 
Juni 2006 den Ratsvorsitz der Europäi- 
schen Union. 

Arbeitsprogramm 2006 der 
EU-Kommission 
Die EVP-ED-Fraktion will die Lissa- 

bon-Strategie für mehr Wirtschafts- 
wachstum weiter vorantreiben. Dies 
sagte die stellvertretende Fraktionsvor- 
sitzende Francoise Grossetete (Frank- 
reich) in einer Debatte mit dem Präsi- 
denten der Europäischen Kommission, 
Jose Manuel Barroso, und Vertretern 
des Ministerrates, zum Arbeitspro- 
gramm 2006 der Europäischen Kom- 
mission. Nötig seien dazu unter ande- 
rem konkrete Maßnahmen zur Bewälti- 
gung der Herausforderungen von Glo- 
balisierung, Klimawandel und Energie- 
politik. Als weiteres wichtiges Anliegen 
der EVP-ED-Fraktion nannte Grossetete 
die Vollendung des Binnenmarktes, der 
auch den Verbrauchern zugute komme. 
Die Wirtschaft in Europa müsse sich zu- 
dem darauf verlassen können, dass be- 
deutende Vorhaben wie die Transeu- 

ropäischen Netze, deren Finanzierung 
aus dem EU-Haushalt, aber auch durch 
öffentlich-private Partnerschaften erfol- 
gen sollte, so rasch wie möglich reali- 
siert werden. Auf ihrem Gipfel in Liss- 
abon im Jahr 2000 hatten die Staats- 
und Regierungschefs der Europäischen 
Union das Ziel vereinbart, die EU bis zum 
Jahr 2010 zum wettbewerbsfähigsten 
Wirtschaftsraum der Welt zu machen. 

.. Gedenken an Aleide de Gasperi 
Zum 50. Todestag von Aleide de Gas- 

peri organisierte die Fondazione Aleide 
de Gasperi in Zusammenarbeit mit dem 
Präsidium der EVP-ED-Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament eine internatio- 
nale Ausstellung mit dem Titel „Aleide 
de Gasperi - ein Europäer vor seiner 
Zeit". Die EVP-ED-Fraktion ehrte damit 
das Andenken eines großen europäi- 
schen Politikers, der als einer der Väter 
der heutigen Union angesehen wird. Die 
Ausstellung wurde während der Dezem- 
ber-Plenartagung in Straßburg eröffnet 
und befasste sich vornehmlich mit dem 
Leben dieses berühmten Staatsman- 
nes, wozu auch Dokumente seiner Ar- 
beit, Reden, Briefe, Photographien und 
andere Gegenstände gehörten. 

Lasse Böhm, EVP-ED-Pressestelle 
lboehm@europarl.eu.int 
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